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Aufgabenbereich Agglomerationsverkehr 

1. Ist-Zustand 

Mit dem Programm Agglomerationsverkehr (PAV) beteiligt sich der Bund finanziell an 
Verkehrsprojekten von Städten und Agglomerationen. Das PAV ermöglicht es, die gros-
sen Herausforderungen des Verkehrs- und Siedungswachstums in den Ballungszentren 
zu meistern und zu finanzieren. Dabei soll das Gesamtverkehrssystem optimiert und 
eine kohärente Verkehrs- und Siedlungsplanung in den Agglomerationen sichergestellt 
werden. Agglomerationen sind statistisch und planerisch definierte grenzüberschrei-
tende Gebietseinheiten mit städtischem Charakter. Drei Viertel der Schweizer Bevölke-
rung wohnen und vier von fünf Beschäftigten arbeiten in einer Agglomeration. Rund 
84% der schweizerischen Wirtschaftsleistung werden in Agglomerationen erbracht.  

Von Bundesbeiträgen profitieren Agglomerationen, die mit ihren Agglomerationspro-
grammen die Verkehr- und Siedlungsentwicklung wirkungsvoll aufeinander abstimmen 
und zu einem effizienteren und nachhaltigeren Gesamtverkehrssystem führen. Syn-
chron mit dem STEP Strasse besteht für alle Agglomerationen die Möglichkeit beim 
Bund alle vier Jahre ein Agglomerationsprogramm einzureichen. Beitragsberechtigt sind 
59 Städte und Agglomerationen in der Schweiz (Anhang 4 MinVV). 

1.1. Regelungskompetenz 

Der Bund verfügt im Bereich des Strassenverkehrs nur über punktuelle Kompetenzen 
(z.B. für Nationalstrassen [Art. 83 BV] oder Verkehrsvorschriften [Art. 82 BV]). Anlässlich 
der NFA-Reform wurde ihm eine Förderungskompetenz für die Verkehrsinfrastruktur in 
Städten und Agglomerationen eingeräumt (Art. 86 Abs. 1 BV), die eine beschränkte Ge-
setzgebungskompetenz impliziert.1 

 
1 Institut für Föderalismus (2016): Wegleitung zur Typologie von Kompetenzen und Aufgaben von Bund und Kantonen. 
Teil III: Kompetenz- und Aufgabenzuordnung einzelner Sachbereiche (Anhang).  

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2007/797/de#annex_4
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1999/404/fr#art_83
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Für die Erstellung und den Unterhalt der Strasseninfrastruktur sind die Kantone und – 
abhängig von den kantonalen Bestimmungen – die Gemeinden zuständig (sog. kanto-
nale Strassenhoheit) ausser für die Nationalstrassen. Den Kantonen und Gemeinden 
obliegt daher auch die Verantwortung für die Planung und den Ausbau des Agglomerati-
onsverkehrs – mit Ausnahme der S-Bahnen und des regionalen Schienenverkehrs. 

Die gesetzlichen Grundlagen für die Erarbeitung, Prüfung und Umsetzung der Agglome-
rationsprogramme sind im NAFG und im MinVG enthalten. In Art. 17a – 17f MinVG re-
gelt der Bund den Verwendungszweck, die Beitragsberechtigten, die Voraussetzungen, 
die Höhe der Beiträge, die Beitragssätze und den Mittelumfang in Zusammenhang mit 
den Beiträgen des Bundes an Verkehrsinfrastrukturen in Städten und Agglomerationen. 
Der Bund bzw. das UVEK konkretisiert die Anforderungen auf Verordnungsstufe 
(MinVV, PAVV) und regelt darin insbesondere das Verfahren, die Prüfkriterien sowie die 
Rechte und Mitwirkungspflichten der Trägerschaften. 

1.2. Heutige Aufgabenerfüllung 

Zuständig für die Erarbeitung der Agglomerationsprogramme sind die Trägerschaften. 
Sie arbeiten die Projekte gemäss den Vorgaben des Bundes aus. Bevor die Träger-
schaft ein Agglomerationsprogramm einreicht, muss die auf kantonaler Ebene zustän-
dige, politisch verantwortliche Behörde alle Teile des Agglomerationsprogramms freige-
ben. Der Bund unter Federführung des ARE prüft die Agglomerationsprogramme und 
verfasst alle vier Jahre eine Botschaft zum PAV mit einem Verpflichtungskredit für grös-
sere Massnahmen, bei denen die Beiträge gestützt auf die anrechenbaren Kosten fest-
gelegt werden (Art. 21 MinVV) sowie einem zweiten Verpflichtungskredit für bestimmte 
Massnahmenkategorien, bei denen Pauschalbeträge ausgerichtet werden, wenn die In-
vestitionskosten unter einer festgelegten Höhe liegen (Art. 21a MinVV). 

Nach Annahme des PAV durch das Parlament, schliesst der Bund mit den beteiligten 
Trägerschaften eine Leistungsvereinbarung ab, darin sind die umzusetzenden Mass-
nahmen, der Zeitplan, der maximale Bundesbeitrag, die Anforderungen an die Berichter-
stattung, die Zuständigkeiten und Anpassungsmodalitäten sowie die Regelungen bei 
Nichterfüllung geregelt. Liegen für eine Massnahme die erforderlichen Bewilligungen 
und kreditrechtlichen Beschlüsse vor, wird schliesslich eine Finanzierungsvereinbarung 
zwischen dem zuständigen Kanton und dem zuständigen Bundesamt abgeschlossen. 
Die Trägerschaft ist für die Umsetzung der Massnahmen verantwortlich und trägt auch 
allfällige Mehrkosten. Der Bund bezahlt den in der Leistungsvereinbarungen festgeleg-
ten Beitrag nur für effektiv erbrachte Leistungen aus und führt ein Finanz- und Kosten-
controlling durch. Darüber hinaus erstellt der Bund auch eine periodische Wirkungskon-
trolle des PAV. 

Nach der einmaligen Finanzierung von dringlichen Projekten zu Beginn des Programms, 
wurden in den ersten drei Generationen insgesamt knapp 100 Agglomerationspro-
gramme bewilligt. Während nahezu alle dringlichen Projekte realisiert sind, läuft die Um-
setzung der Massnahmen aus den ersten drei Generationen im Rahmen des PAV noch. 
Zudem hat 2024 die vierte Generation der Agglomerationsprogramme gestartet, dabei 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2017/761/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1985/834_834_834/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2007/797/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2020/13/de
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werden 32 Agglomerationsprogramme vom Bund zur Verbesserung ihrer Verkehrsinfra-
strukturen finanziell unterstützt. Mitte 2025 wurde die 5. Programmgeneration mit 42 
Programmen eingereicht (Umsetzungsstart 2028-2031). 

Im Hinblick auf die 6. Generation wurden die Vorgaben zum PAV (MinVV, PAVV und 
Richtlinien) angepasst. Diese sind im August 2025 in Kraft getreten. Neben der Klärung 
der Mitfinanzierungstatbestände wurde das System der pauschalen Mitfinanzierung an-
gepasst und vereinfacht. 

1.3. Finanzierung 

Der Infrastrukturausbau wird primär von den Kantonen und Gemeinden finanziert. An 
ausgewählte Projekte leistet der Bund über die Agglomerationsprogramme einen anteil-
mässigen Beitrag. Bis Ende 2017 wurden die Mittel bundesseitig aus dem befristeten 
Infrastrukturfonds bezahlt. Seit 2018 erfolgt die Finanzierung über den Nationalstrassen- 
und Agglomerationsverkehrs-Fonds (NAF). Damit wurde eine unbefristete Finanzierung 
für Projekte des Agglomerationsverkehrs eingeführt. Der NAF wird aus den Erträgen 
des Mineralölsteuerzuschlags, der Nationalstrassenabgabe, der Automobilsteuer und 
aus in den Regel 10% zweckgebundenen Mineralölsteuererträgen gespiesen. Es wer-
den 9-12% der jährlich geplanten Ausgaben des Fonds für die Finanzierung der Agglo-
merationsprogramme vorgesehen (Art. 17f MinVG). Das entsprach bisher rund 1,5 Milli-
arden Franken alle vier Jahre. Der budgetierte Wert betrug dabei etwa 350 Millionen 
Franken pro Jahr, die effektiven Ausgaben lagen bisher jedoch unter 200 Millionen 
Franken pro Jahr. Die Mittel des Bundes werden projektbezogen verteilt. Die Bundesbe-
teiligung orientiert sich am Kosten-Nutzenverhältnis eines Programms und beträgt je 
nach Programm und einzelnen Massnahmen zwischen 30 und 50% der anrechenbaren 
Kosten. Die Beiträge für die Agglomerationsprogramme werden somit nicht mit der 
Giesskanne, sondern gezielt aufgrund klarer Kriterien und des damit verbundenen Kos-
ten-Nutzen-Verhältnisses verteilt. Die Beiträge werden für Infrastrukturmassnahmen zu-
gunsten des Strassen- und Schienenverkehrs (ab 3. Generation nur noch Metro & 
Tram) sowie des Langsamverkehrs ausgerichtet, soweit eine Finanzierung durch andere 
Bundesmittel ausgeschlossen ist. Es werden keine Betriebsbeiträge gezahlt. Der Bun-
desanteil an den Gesamtkosten betrug bisher gesamthaft rund 38%. 

Von den bisher bewilligten Bundesmittel für die dringlichen Projekte (2,6 Milliarden Fran-
ken) und für die vier Programmgenerationen (7,2 Milliarden Franken) wurden bis Ende 
2024 insgesamt knapp 60% der Mittel verpflichtet bzw. knapp 50% der Mittel ausbe-
zahlt. Dies ist insbesondere auf die langwierigen Genehmigungsverfahren, die Komple-
xität der Projekte und die mangelnden Ressourcen bei den Kantonen und Gemeinden 
zurückzuführen. 

Die Agglomerationen sind grundsätzlich gemeinde-, kantons- und teilweise auch landes-
grenzenübergreifend. Die Beiträge werden an Programme und Massnahmen ausgerich-
tet. Sie fokussieren deshalb nicht ausschliesslich auf einen bestimmten Kanton. Über 
die ersten vier Programmgenerationen hinweg ging rund die Hälfte der ausbezahlten 
Bundesbeiträge an folgende fünf Agglomerationen: Bern (15%), Grand Genève (11%), 
Limmattal (10%), Zürich-Glattal (9%), Basel (7%). 
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Bei den Kantonen und Gemeinden ist die Finanzierung unterschiedlich geregelt: z.T 
werden dafür zweckgebundene Mittel aus den Motorfahrzeugsteuern oder Bussener-
träge eingesetzt, z.T. allgemeine Steuermittel. Teilweise beteiligen sich die Kantone mit 
zusätzlichen Mitteln an den vom Bund mitfinanzierten Projekte der Gemeinden. 

1.4. Herausforderungen 

Das Programm Agglomerationsverkehr und die Agglomerationsprogramme waren Ge-
genstand verschiedener Evaluationen. Grundsätzlich geniesst das Programm auf allen 
staatlichen Ebenen eine hohe Akzeptanz. Wichtige Verkehrsinfrastrukturen konnten in 
grossen, mittleren und kleinen Agglomerationen realisiert werden. Zudem haben ver-
kehrliche Gesamtkonzeptionen und die Abstimmung zwischen Verkehrs- und Siedlungs-
entwicklung deutlich an Gewicht gewonnen. In den Agglomerationen haben sich funktio-
nierende Institutionen zur grenzüberschreitenden, regionalen Zusammenarbeit entwi-
ckelt. Vor allem in Kantons- und / oder Landesgrenzen überschreitenden Programmen 
sind Formen der Zusammenarbeit entstanden, welche ohne diese Programme nicht 
oder nicht in diesem Umfang existieren würden, und teilweise auch andere Themenbe-
reiche umfassen. Allerdings ist die Realisierung verschiedener Projekte stark verzö-
gert, weil die Agglomerationen insbesondere in der ersten und zweiten Generation zu 
optimistisch geplant haben. Dank verschiedener Massnahmen (Anforderung an die Pro-
jektreife, Einführung von Fristen, dauerhafte Finanzierung über den NAF, pauschale Mit-
finanzierung kleinerer Massnahmen) wird diese Herausforderung mittelfristig bewältigt 
werden können. Bereits heute ist dank realistischerer Planung eine gewisse Verbesse-
rung des Umsetzungsfortschrittes bei vielen Agglomerationen feststellbar. In ihrem Be-
richt2 beurteilte die EFK die Schwerpunktsetzung und Wirkungskontrolle als ungenü-
gend. Das ARE hat die EFK-Empfehlungen bei der Weiterentwicklung des PAV berück-
sichtigt und hat die Wirkungskontrolle verstärkt. 

Die ursprüngliche Idee war es, die Agglomerationen bei grossen, schwer finanzierbaren 
Massnahmen zu unterstützen. Teilweise werden heute aber auch aufgrund des politi-
schen Willens und der verkehrlichen Bedürfnisse kleine bis sehr kleine Massnahmen 
mitfinanziert, die durch Kantone und Gemeinden wohl allein getragen werden könnten 
und vermutlich zu Mitnahmeeffekten führen. Diese Massnahmen fallen oft in den Be-
reich des Fuss- und Veloverkehrs, der Verkehrssicherheit und der verträglichen Gestal-
tung des Gesamtverkehrs, wo die positiven Wirkungen der einzelnen Massnahmen 
«räumlich» eher begrenzt sind und der Nutzen primär lokal anfällt. Auch wenn sie in 
der Summe dazu beitragen, das Gesamtverkehrssystem zu verbessern, würden die Kri-
terien der Subsidiarität und fiskalischen Äquivalenz wohl eher für eine dezentrale Aufga-
benerfüllung und -finanzierung sprechen. Allerdings profitieren durch die breite Mitfinan-
zierung auch kleinere Agglomerationen, die sich teilweise im ländlichen Raum befinden, 
was zu einer allgemein breiteren Wirkung und Akzeptanz des Programms beiträgt und 
die Zusammenarbeit zwischen den Kantonen und Gemeinden generell fördert. Zudem 
können die raumplanerischen und verkehrlichen Ziele (Siedlungsentwicklung nach in-

 
2 EFK (2016): 15352 Prüfung von Projekten und Aufsicht bei Agglomerationsprogrammen 
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nen, Abstimmung Siedlung und Verkehr) im funktionalen Raum der Agglomerationspro-
gramme koordiniert gefördert werden, wodurch eine Gesamtwirkung erzielt wird, die mit 
einzelnen kommunalen Massnahmen wohl nicht erreichbar wäre. 

Aus einer Gesamtsicht der Verkehrsfinanzierung besteht das Risiko für gewisse Fehl-
anreize zwischen dem BIF und den Agglomerationsprogrammen. So kann es für 
die Kantone finanziell vorteilhafter sein Vollbahninfrastrukturen über den BIF «zu bestel-
len» (100 % vom Bund finanziert), statt einfachere und günstigere Lösungen (Metro, 
Stadtbahn, Tram) via den NAF mitfinanzieren zu lassen. Dies kann insgesamt zu Mehr-
kosten im System führen. Die EFK3 weist in ihrem Bericht auch auf mögliche Zielkon-
flikte und Überschneidungen zwischen den Agglomerationsprogrammen und den natio-
nalen Verkehrsinfrastrukturen (z. B Nationalstrassen) hin. Diese will das ARE in Zukunft 
mit dem Sachplan Verkehr frühzeitig erkennen. Ob damit Doppelspurigkeiten verhindert 
werden können, wird sich mit der 4. Programmgeneration zeigen. 

Verschiedentlich wurde die hohe Komplexität und mangelnde Flexibilität bei den Ag-
glomerationsprogrammen bemängelt.4,5 Insbesondere bei kleineren Agglomerationspro-
grammen scheint unklar, ob der Nutzen (Beiträge an Investitionen, bessere Projektpla-
nung und Abstimmung in den funktionalen Räumen durch die Vorgaben des Bundes) 
die Kosten (administrativer Aufwand zur Erarbeitung und Umsetzung) rechtfertigen. Da-
gegen spricht, dass die Trägerschaften bei einem ungünstigen Kosten-Nutzen-Verhält-
nis wohl kaum Programme einreichen würden. Zudem wurde das System ab der dritten 
Generation durch Pauschalbeiträge für Massnahmen bis 5 Millionen Franken verein-
facht. Im Hinblick auf die sechste Generation hat der Bundesrat im Juni 2025 weitere 
Vereinfachungen beschlossen. 

2. Mögliche Varianten 

Folgende Varianten wurden von der Arbeitsgruppe diskutiert und geprüft: 

1. Dezentralisierung 

2. Teilentflechtung mit Fokus auf Grossprojekte 

3. Einführung von Programmvereinbarungen für kleinere Massnahmen 

4. Differenzierte Beitragssätze nach Verkehrsträger 

5. Intensivierung der Verbundaufgabe durch einen stärkeren Einbezug des Bundes 

 
3 EFK (2023): 20393 Wirkung umgesetzter Massnahmen des Programms Agglomerationsverkehr. 
4 Der Bundesrat (2018): Aufgabenteilung zwischen Bund und Kantonen. Bericht des Bundesrates in Erfüllung der Motion 
13.3363, Finanzkommission-NR, 12. April 2013. 
5 Stiftung für eidgenössische Zusammenarbeit (2022): Monitoringbericht Föderalismus 2017-2021. Politischer Synthese-
bericht. 
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Die Abbildung zeigt den Grad der Entflechtung des Status Quo und der Varianten. Zur 
Erläuterung: Links sind die Kantone und rechts der Bund allein zuständig (vollständige 
Entflechtung). Dazwischen handelt es sich um Verbundaufgaben mit unterschiedlicher 
Beteiligung der Kantone resp. des Bundes.  

Eine vollständige Zentralisierung hin zum Bund wurde nicht geprüft. Aus Sicht der Ar-
beitsgruppe würde dies dem Subsidiaritätsprinzip widersprechen.  

2.1. Dezentralisierung 

2.1.1. Stossrichtung 

Das Programm Agglomerationsverkehr wird aufgehoben. Der Bund zieht sich vollstän-
dig aus der Prüfung und Finanzierung von Agglomerationsprojekten zurück. Die Kan-
tone planen und finanzieren ihre Investitionsprojekte eigenständig. Zur Förderung der 
Koordination, der Expertise und interkantonaler Finanzierungslösungen können sich die 
Kantone bei Bedarf in regionalen Konkordaten organisieren. 

2.1.2. Rechtsetzungsbedarf 

Bei dieser Variante müsste Art. 86 Abs. 1 BV geändert werden. Massnahmen zur Ver-
besserung der Verkehrsinfrastruktur in Städten und Agglomerationen im Zusammen-
hang mit dem Strassenverkehr würden nicht mehr über einen Fonds finanziert werden. 
Nachgelagert wären Anpassungen beim NAFG und MinVG sowie bei der MinVV nötig. 
Die PAVV müsste aufgehoben werden. In interkantonalen Agglomerationen wären inter-
kantonale Absprachen zur Zusammenarbeit und allenfalls die Anpassung von kantona-
len Gesetzen notwendig.  

2.1.3. Finanzielle Auswirkungen 

Die bisher aus dem NAF eingesetzten Mittel für das Programm Agglomerationsverkehr 
(budgetierter Wert ~350 Millionen Franken pro Jahr; effektive Ausgaben <200 Millionen 
Franken pro Jahr) kommen im Rahmen der neutralen Globalbilanz des Projekts Ent-
flechtung 27 den Kantonen zu. Die Mittelverteilung auf die Kantone würde aus einer Ge-
samtsicht geprüft, um grössere Verwerfungen gegenüber heute zu verhindern. Die Mittel 
können von den Kantonen frei eingesetzt werden. Dabei ist zu beachten, dass heute 
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auch die Gemeinden und Nachbarstaaten direkt von Bundesgeldern profitieren. Sollen 
Gemeinden nach wie vor Mittel für Agglomerationsverkehrsinfrastrukturen erhalten, 
müssten diese von den Kantonen finanziert werden.  

Da die Mittel für den Agglomerationsprogramme heute über den NAF finanziert werden, 
wäre bei einer Umsetzung zu entscheiden, ob die Einlage in den NAF in der aktuellen 
Form/Höhe beibehalten und die bisherigen PAV-Mittel für andere NAF-Zwecke einge-
setzt werden sollen (z.B. Nationalstrassen) oder, ob die Einlage in den NAF reduziert 
und die heute für den NAF zweckgebundenen Steuermittel für andere Aufgabengebiete 
im Bundesbudget eingesetzt werden sollen. In einem solchen Fall müsste Art. 86 Abs. 2 
BV angepasst werden.  

Beim Bund fällt der Verwaltungsaufwand für die Agglomerationsprogramme weg. Inwie-
fern bei den Kantonen der Verwaltungsaufwand aufgrund des Rückzugs des Bundes bei 
einer gleichwertigen Aufgabenerfüllung höher oder tiefer ausfallen würde, ist schwer zu 
beurteilen (Aufwand für Gesuchseingabe vs. allfällige Intensivierung der kantonalen Ex-
pertise / Aufsicht / Koordination). Die Auswirkungen dürften zudem zwischen den Kanto-
nen unterschiedlich ausfallen. Grosse Kantone resp. Agglomerationen verfügen heute in 
der Regel über die entsprechenden Kompetenzen und Ressourcen, um auch bei einem 
Rückzug des Bundes eigenständig Gesamtverkehrsplanungen durchführen zu können. 
Bei kleineren Kantonen und insbesondere bei grenzübergreifenden Trägerschaften 
dürfte dies aber kaum der Fall sein. 

2.1.4. Bewertung 

Bei der Bewertung der Variante Dezentralisierung fielen die Einschätzungen in der Ar-
beitsgruppe unterschiedlich aus.  

Aus sektoraler Sicht spricht insbesondere der Bedarf an grenzüberschreitender Koordi-
nation, schweizweiten Richtlinien sowie das Ziel eines landesweit gleichmässigen Nut-
zens für eine Beteiligung des Bundes. Dabei wird das Programm Agglomerationsver-
kehr als gesamtheitliches Förderungsinstrument betrachtet und nicht die einzelnen Ag-
glomerationsprojekte. Es ist davon auszugehen, dass diese Aufgabe bei einem Rückzug 
des Bundes von den Kantonen weniger gut erfüllt werden könnte und ihre organisatori-
sche, fachliche sowie teilweise auch finanzielle Kraft übersteigen würde. Folglich wird 
aus sektoraler Sicht die Subsidiarität bei einer Dezentralisierung als schlechter einge-
stuft. Aus finanzpolitischer Sicht kann die Subsidiarität bei einer Dezentralisierung hin-
gegen auch positiver beurteilt werden. Die Kantone beweisen in anderen Aufgabenge-
bieten, dass sie sowohl finanziell als auch organisatorisch in der Lage sind, Projekte und 
Aufgabengebiete in dieser Grössenordnung eigenständig und gesamtheitlich zu führen. 
Aus sektoraler Sicht wird dies jedoch insbesondere für grenzüberschreitende Träger-
schaften kritisch beurteilt. 

Unter der Annahme, dass der Entscheid, die Kosten und der unmittelbare Nutzen von 
Agglomerationsprojekten bei den betroffenen Kantonen und Gemeinden anfallen, wird 
die fiskalischen Äquivalenz bei einer Dezentralisierung aus finanzpolitischer Sicht positiv 
bewertet. Eine funktionsfähige Verkehrsinfrastruktur in Agglomerationen führt allerdings 
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auch zu einer Entlastung der übergeordneten Netze und Infrastrukturen und hat Auswir-
kungen auf das Verkehrssystem des ganzen Landes. Davon profitiert auch der Bund, 
ohne dass er sich bei einer Dezentralisierung an deren Kosten beteiligen würde, was 
aus sektoraler Sicht eher für eine Verschlechterung der fiskalischen Äquivalenz spre-
chen würde. Zudem entfaltet die Reduktion von Staus, Zeitverlusten und Umweltproble-
men ebenfalls einen landesweiten Nutzen auf den Wirtschaftsstandort und die Lebens-
qualität.  

Die Effizienz könnte bei einer Dezentralisierung aufgrund kürzerer Verfahrenswege bzw. 
dem Wegfall von Gesuchseingaben sowie mehr Flexibilität bei der Planung und dem 
Mitteleinsatz erhöht werden. Insbesondere bei grenzüberschreitenden Programmen 
werden die Auswirkungen einer Dezentralisierung auf die Effizienz aber kritischer beur-
teilt. Da die inhaltlichen und zeitlichen Vorgaben des Bundes heute die Verfahren koor-
dinieren, besteht die Gefahr von Effizienzeinbussen, wenn die Kantone und teilweise 
auch die Gemeinden zusätzliche Expertise, Gremien und Prozesse aufbauen müssen 
und nicht mehr auf die gebündelte Kompetenz und Koordinationsfunktion des Bundes 
zugreifen können. 

Da die Kantone bereits heute für die Planung und Umsetzung der Agglomerationspro-
gramme verantwortlich sind, ist bei einer Dezentralisierung nicht zwingend mit einer ge-
ringeren Wirksamkeit zu rechnen. Allerdings besteht das Risiko, dass die politischen 
Ziele im Agglomerationsverkehr ohne Förderung und Expertise durch den Bund nicht 
mehr im gleichen Umfang oder in der gleichen Qualität erreicht werden bzw. nicht die 
gleiche Gesamtwirkung entfalten. Trotz Ausgleich über die Globalbilanz bestehen bei 
den Sektoralvertretern Bedenken, dass ohne zweckgebundene Mittel des Bundes je 
nach Art der Finanzierung und Mittelkonkurrenz in den Kantonen weniger Gelder für 
Verkehrsinfrastrukturen zur Verfügung stehen werden. Zu beachten ist zudem, dass die 
Mittel seitens Bund an Projekte gehen, die auch Kantons- und Landesgrenzen über-
schreitend sein können. 

Aus finanzpolitischer Sicht könnten bei einer Dezentralisierung allfällige Fehlanreize ent-
fallen, die sich aus der heutigen Finanzierungsverflechtung ergeben. Dies wäre bei-
spielsweise dann der Fall, wenn gewisse Projekte prioritär umgesetzt würden, weil Bun-
desmittel zur Verfügung stehen. Zudem könnte auch das allfällige Risiko von Mitnahme-
effekten, insbesondere bei kleineren Projekten, reduziert werden. Die Sektoralvertreter 
bezweifeln, dass heute relevante Fehlanreize bestehen, müssen doch die Träger der 
Projekte mehr als die Hälfte der Kosten selbst tragen und in den meisten Fällen auch 
Bruttokredite beschliessen. Kritisch hervorgehoben wird aus sektoraler Sicht vielmehr, 
dass bei einer Dezentralisierung der positive Anreiz zur Durchführung von Agglomerati-
onsprogrammen wegfällt. Erfahrungen aus der Zeit vor Einführung der Bundesunterstüt-
zung zeigen, dass vor allem grenzüberschreitende Projekte und teure Infrastrukturpro-
jekte auf Strassen und Schiene (Ortsverkehr) kaum zustande kamen. 

Aus sektoraler Sicht wird diese Variante abgelehnt. Sie passt nicht ins verkehrs- und 
raumordnungspolitische Umfeld, insbesondere weil eine Dezentralisierung mit einer 
Schwächung des Umfangs und der Wirksamkeit von Agglomerationsprogrammen ein-
herginge, was sich direkt auf die Wirksamkeit der Bundespolitiken auswirken würde.  

Aus einer Entflechtungssicht wird diese Variante von den finanzpolitischen Vertretern 
des Bundes besser beurteilt: Abhängigkeiten, allfällige Mitnahmeeffekte und Fehlanreize 
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könnten reduziert werden und den Kantonen wird eine eigenständige Aufgabenerfüllung 
und Mittelsteuerung ermöglicht.  

2.2. Teilentflechtung mit Fokus Grossprojekte 

2.2.1. Stossrichtung 

Über das Programm Agglomerationsverkehr werden nur noch grössere Projekte unter-
stützt, die eine Wirkung auf das Gesamtverkehrssystem aufweisen und von den Agglo-
merationen nicht selbstständig finanziert werden können. Kleinere Massnahmen in der 
Fläche würden nicht mehr vom Bund mitfinanziert. Die Kriterien für die Beitragsgewäh-
rung werden entsprechend überarbeitet. Dies erfolgt über die Festlegung eines finanzi-
ellen Schwellenwerts. 

Im Rahmen der Agglomerationsprogramme werden beispielsweise nur noch Projekte 
unterstützt, die Investitionskosten von über 20 Millionen Franken aufweisen. Dies würde 
zu einer Fokussierung auf mittelgrosse bis grosse Agglomerationen mit teuren Mass-
nahmen im ÖV- und Strassenbereich führen. Um einer Benachteiligung der kleineren 
bis mittleren Agglomerationen entgegenzuwirken könnte dieser Systemwechsel mit dem 
Ausbau von Pauschalbeiträgen kombiniert werden (vgl. Variante 2.3). 

2.2.2. Rechtsetzungsbedarf 

Anpassung der MinVV und PAVV in Bezug auf die Finanzierungsvoraussetzungen.  

Da insgesamt vermutlich weniger Mittel vom Bund eingesetzt werden, müsste das 
MinVG angepasst werden, wonach nicht mehr 9-12% der Mittel aus dem NAF in die Ag-
glomerationsprogramme fliessen. Zudem müsste Art. 17d Abs. 4, wonach eine ange-
messene Berücksichtigung aller Landesgegenden sowie auch kleinerer und mittlerer 
städtischer Gebiete und Hauptorte anzustreben ist, angepasst oder gestrichen werden. 

2.2.3. Finanzielle Auswirkungen 

Die bisher aus dem NAF für kleinere Projekte eingesetzten Mittel kommen den Kanto-
nen im Rahmen der neutralen Globalbilanz des Projekts Entflechtung 27 zu. Die Mittel 
können von den Kantonen frei eingesetzt werden.  

Da sich die Anzahl der Projekte, die beim Bund eingereicht werden können, aufgrund 
der neuen Kriterien reduzieren dürfte, ist mit einer geringen administrativen Entlastung 
bei Bund und Kantonen zu rechnen. Schon heute und noch weitergehend ab der 6. Ge-
neration hat der Bund den administrativen Aufwand für kleine und mittlere Agglomeratio-
nen aber massiv reduziert. 
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2.2.4. Bewertung 

Die Subsidiarität wird mit dieser Variante gegenüber dem Status Quo verbessert, da 
sich der Bund nur noch gezielt bei grösseren Projekten beteiligt, die die Kantone finanzi-
ell stärker belasten und teilweise interkantonalen Koordinationsbedarf aufweisen und 
nationale Auswirkungen haben.  

Auch bei der fiskalischen Äquivalenz wird mit dieser Variante eine Verbesserung erzielt, 
da Kantone die Kosten von kleineren Projekten, bei denen der Nutzen räumlich eher be-
grenzt ist, selbstständig finanzieren und sich der Bund nur noch bei Projekten, die auch 
eine gewisse Wirkung auf das Gesamtverkehrssystem aufweisen, beteiligt.  

Die Effizienz dürfte gesteigert werden, da bei kleinen Projekten die Verfahrenswege kür-
zer ausfallen. Zudem wird die Flexibilität bei der Planung und beim Mitteleinsatz erhöht.  

Da die Kantone bereits heute für die Planung und Umsetzung der Agglomerationspro-
gramme verantwortlich sind, ist nicht zwingend mit einer geringeren Wirksamkeit zu 
rechnen, wenn der Bund im Bereich der kleineren Projekte keine Finanzhilfen mehr aus-
richtet. Allerdings besteht wie bei der Variante 1 «Dezentralisierung» die Gefahr, dass 
die politischen Ziele im Agglomerationsverkehr ohne Förderung durch den Bund in die-
sem Bereich nicht mehr im gleichen Umfang erreicht werden bzw. nicht die gleiche Ge-
samtwirkung entfalten. Die Beschränkung der Bundesunterstützung auf Grossprojekte 
dürfte zudem dazu führen, dass viele mittlere und kleinere Agglomerationen den An-
spruch auf Bundessubventionen verlieren und insbesondere die grenzüberschreitende 
Zusammenarbeit in Verkehrs- und Raumplanungsbelangen deutlich geschwächt würde. 
Dies könnte zu einer Zunahme der Disparitäten bei den Verkehrsinfrastrukturen zwi-
schen den Agglomerationen führen, sofern die Kantone, die aus der Globalbilanz erhal-
tenen Mittel nicht mehr für Agglomerationsprojekte einsetzen. 

Aus finanzpolitischer Sicht könnten allfällige Fehlanreize im Bereich der kleineren Pro-
jekte entfallen, die sich aus der heutigen Finanzierungsverflechtung ergeben. Dies wäre 
beispielsweise dann der Fall, wenn Projekte prioritär umgesetzt würden, weil Bundes-
mittel zur Verfügung stehen. Zudem könnte auch das allfällige Risiko von Mitnahmeef-
fekten, welches bei kleineren Projekten tendenziell höher sein dürfte als bei Grosspro-
jekten, reduziert werden. Die Sektoralvertreter bezweifeln, dass heute relevante Fehlan-
reize bestehen. Vielmehr wird kritisch hervorgehoben, dass damit der aus sektoraler 
Sicht positive Anreiz entfallen würde, kleinere Agglomerationsprojekte in allen Landes-
gegenden durchzuführen und grenzüberschreitende Problemstellungen gemeinsam an-
zugehen. Mit dieser Variante könnten aufgrund des Schwellenwertes von 20 Millionen 
Franken zudem auch neue Fehlanreize entstehen. Kantone könnten ein Interesse daran 
haben, überdimensionierte Projekte zu entwerfen, da ihnen diese dank Finanzhilfen des 
Bundes im Endeffekt günstiger kommen könnten. Da der Bund seine Mittelverteilung 
aber weiterhin aufgrund klarer Kriterien und des damit verbundenen Kosten-Nutzen-Ver-
hältnisses vornehmen wird, sollte dieses Risiko eingedämmt werden können. 

Aus sektoraler Sicht überzeugt diese Variante insgesamt deutlich weniger als der Status 
Quo, insbesondere weil bei einer Fokussierung auf Grossprojekte nicht mehr alle Lan-
desgegenden angemessen berücksichtigt würden und insgesamt eine Schwächung des 
Umfangs und der Wirksamkeit von Agglomerationsprogrammen stattfinden würde. Aus 
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einer Entflechtungsperspektive schneidet die Variante hingegen besser ab: gewisse Ab-
hängigkeiten und potenzielle Mitnahmeeffekte und Fehlanreize werden reduziert und 
den Kantonen wird eine eigenständige Aufgabenerfüllung und Mittelsteuerung bei klei-
neren Projekten ermöglicht. 

2.3. Einführung von Programmvereinbarungen für kleinere 
Massnahmen 

2.3.1. Stossrichtung 

Um die Trägerschaften und Kantone bei kleineren Massnahmen administrativ zu entlas-
ten und ihnen einen grösseren Handlungsspielraum zu gewähren, sollen die Kantone 
Pauschalbeiträge für ihre Agglomerationsprogramme erhalten. Diese Mittel werden nicht 
mehr bezogen auf einzelne Projekte / Massnahmen gesprochen, sondern den Kantonen 
im Rahmen von Programmvereinbarungen zugesprochen. In diesen Programmverein-
barungen würden Bund und Kantone für eine Periode von 4 Jahren gemeinsam festle-
gen, welche Ziele erreicht werden sollen, die Leistungs- und Qualitätsindikatoren und 
welche Beträge der Bund den Kantonen zuspricht. Die Finanzierung erfolgt über Pau-
schalbeiträge, Einzelmassnahmen müssten nicht mehr einzeln abgerechnet werden. 
Der Verteilschlüssel der Pauschalbeiträge auf die einzelnen Agglomerationen (z.B. pro 
Kopf, Vollzeitäquivalent, Urbanisierungsgrad, Anz. Agglomerationen, Staustunden) 
müsste bei einer Vertiefung dieser Variante geprüft werden. Grössere Projekte (in An-
lehnung an Variante 2.2 z.B. >20 Millionen Franken) werden nach wie vor projektbasiert 
über das PAV finanziert. Bei einer Vertiefung der Variante könnten allerdings auch an-
dere Kriterien als ein finanzieller Schwellenwert zur Eingrenzung der Massnahmen ge-
prüft werden.  

2.3.2. Rechtsetzungsbedarf 

Das Instrument der Programmvereinbarung sowie der spezifische Inhalt und das Ver-
fahren wären im MinVG bzw. nachgelagert auch in der MinVV und PAVV festzuhalten. 

2.3.3. Finanzielle Auswirkungen 

Es kommt zu keiner Mittelverschiebung im Rahmen der neutralen Globalbilanz des Pro-
jekts Entflechtung 27. Inwiefern sich eine administrative Entlastung / Belastung bei Bund 
und Kantonen ergibt, hängt von der Regulierungsdichte und dem Controlling bei den 
Programmvereinbarungen ab. Die Kantone dürften insgesamt an Flexibilität beim Mitte-
leinsatz gewinnen. Allerdings dürfte der Aufwand zu Implementierung einer solchen Va-
riante nicht unerheblich sein. 
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2.3.4. Bewertung 

Da diese Variante keine eigentliche Entflechtung, sondern eine Anpassung der Funkti-
onsweise bestehender Verflechtungen darstellt, erachtet die Arbeitsgruppe die Verände-
rungen gegenüber dem Status Quo bei den Bewertungskriterien als relativ gering. Ten-
denziell wird der Handlungsspielraum und die Flexibilität der Kantone erweitert, was die 
Subsidiarität stärkt. Der Bund beteiligt sich finanziell weiterhin, hat aber weniger Kon-
trolle über die Mittelverwendung, da er seine Subventionen nicht mehr projektbasiert, 
sondern anhand breiterer Ziele ausrichtet. Dies könnte je nach Qualität und Konkretisie-
rungsgrad der Ziele und Indikatoren zu einer Verschlechterung der fiskalischen Äquiva-
lenz führen. Hingegen wäre auch eine Verbesserung denkbar, wenn der Bund beispiels-
weise eine strategische Steuerungsfunktion übernimmt. Auch die Effektivität und Effizi-
enz einer solchen Variante dürfte massgeblich von der Qualität und dem Konkretisie-
rungsgrad der Ziele und Indikatoren sowie vom Controllingaufwand abhängen. Es dürfte 
nicht einfach sein, ein funktionierendes, effizientes und gerechtes Überprüfungssystem 
zu entwickeln. 

Insgesamt überzeugt diese Variante weniger als der Status Quo, weil neben dem PAV 
ein weiteres Instrument geschaffen, bewirtschaftet und geprüft werden muss, was in der 
Umsetzung sogar zu Mehraufwand führen könnte. Zudem dürfte die Verteilung der Mit-
tel auf die Kantone nach zielgerichteten Kriterien und in Abhängigkeit des Bedarfs 
schwierig sein. Dies ist bei einer projektbasierten Mittelzuteilung besser möglich. Es be-
steht die Gefahr, dass Bundesgelder unabhängig vom konkreten Bedarf mit der Giess-
kanne gesprochen werden. Das Risiko von Fehlanreizen und Mitnahmeeffekten ist aus 
Sicht der Arbeitsgruppe auch bei Programmvereinbarungen vorhanden. Die Verflechtun-
gen und Abhängigkeiten zwischen den Staatsebenen bleiben bei dieser Variante beste-
hen.  

2.4. Differenzierte Beitragssätze nach Verkehrsträger 

2.4.1. Stossrichtung 

Die prozentuale Beteiligung des Bundes wird im Programm Agglomerationsverkehr in 
Abhängigkeit des Verkehrsmittels differenziert. Der Beitragssatz für Schienenprojekte im 
Ortsverkehr (Tram, Metro) wird auf bis zu 2/3 oder maximal 75% erhöht, um den Unter-
schied zur finanziellen Beteiligung des Bundes an der Bahninfrastruktur (100% über 
BIF) zu verringern. Bei den übrigen Projekten beteiligt sich der Bund weiterhin zwischen 
30 und 50%. 

Die Schienenprojekte im Ortsverkehr werden weiterhin über den NAF finanziert und der 
Prozess beim Programm Agglomerationsverkehr würde sich dadurch nicht verändern. 
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2.4.2. Rechtsetzungsbedarf 

Die Beitragssätze in Art. 17d MinVG müssen angepasst bzw. differenziert werden. Falls 
insgesamt mehr Mittel eingesetzt werden sollen, müsste zudem Art. 17f MinVG ange-
passt werden, wonach mehr als 9-12% der Mittel aus dem NAF in die Agglomerations-
programme fliessen. 

Nachgelagerte Anpassungen in der MinVV und PaVV. 

2.4.3. Finanzielle Auswirkungen 

Die finanziellen Auswirkungen hängen davon ab, ob weiterhin 9-12% der Mittel aus dem 
NAF in die Agglomerationsprogramme fliessen oder, ob dieser Betrag erhöht wird. Bei 
Ersterem würden ggf. weniger Mittel für Nicht-Schienenprojekte zur Verfügung stehen. 
Die Variante hätte aber keine Auswirkungen auf die neutrale Globalbilanz des Projekts 
Entflechtung 27. Bei Letzterem müsste geprüft werden, wie die Mittelverschiebung im 
Rahmen der Globalbilanz berücksichtigt würde. 

Denn bei Tram- und Metroprojekten werden die Trägerschaften der Agglomerationspro-
gramme (Gemeinde/Kantone) entlastet, da die Mitfinanzierungsanteile des Bundes er-
höht werden. Gleichzeitig könnte der Bund im Bereich der Bahninfrastruktur (BIF) aber 
ebenfalls entlastet werden, sofern durch die Praxisänderungen mehr kosteneffiziente 
Tram- und Metroprojekte realisiert werden als Bahnprojekte. Insgesamt rechnet die Ar-
beitsgruppe aber eher mit einer finanziellen Mehrbelastung für den Bund. 

Bei dieser Variante ist nicht mit administrativen Einsparungen zu rechnen, da die Pro-
zesse bzw. Aufgaben bei Bund und Kantonen nicht verändert werden. 

2.4.4. Bewertung 

Da diese Variante keine eigentliche Entflechtung, sondern eine Anpassung der Funkti-
onsweise bestehender Verflechtungen darstellt, erachtet die Arbeitsgruppe die Verände-
rungen gegenüber dem Status Quo bei den Bewertungskriterien als relativ gering. Die 
Subsidiarität wird tendenziell geschwächt, da sich der Bund finanziell stärker im Tram 
bzw. Metrobereich beteiligt, obwohl die Kantone bisher fähig waren, solche Schienen-
projekte unter den heutigen Subventionsvoraussetzungen umzusetzen. Umgekehrt 
könnte aber auch argumentiert werden, dass sich die Kantone neu an Metro- oder 
Tramprojekten beteiligen würden, die bisher aus Anreizgründen als Bahnprojekte über 
den BIF umgesetzt wurden. Dies würde wiederum für eine Stärkung der Subsidiarität 
sprechen.  

Eine Verbesserung der fiskalischen Äquivalenz könnte insofern begründet werden, dass 
der Nutzen von Schienenprojekten auf das Gesamtsystem als grösser erachtet wird als 
bei übrigen Agglomerationsprojekten. Allerdings dürfte der Nutzen primär regional anfal-
len, was gegen eine Erhöhung der Mitfinanzierung durch den Bund in diesem Umfang 
sprechen würde.  
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Die Effizienz würde bei dieser Variante nicht tangiert, da keine Änderungen bei den Pro-
zessen vorgenommen werden. Aus einer Gesamtverkehrssystem-Perspektive könnte 
die Effektivität möglicherweise gesteigert werden, falls die Investitionsentscheide im ak-
tuellen System tatsächlich von solchen Fehlanreizen zwischen Bahn und Tram/Metro 
geprägt sind. Diese könnten bei vorliegender Variante verringert werden. Allerdings be-
stehen bei einer Eigenleistung der Kantone von unter 30% neue Fehlanreize, für teure 
oder nicht prioritäre Projekte. 

Diese Variante überzeugt die Arbeitsgruppe weniger als der Status Quo. Aus ihrer Sicht 
müsste die Fehlanreiz-Problematik vertieft untersucht werden, um höhere Beitragssätze 
zu rechtfertigen. Zudem könnte eine solche Problematik auch über den BIF adressiert 
werden, indem Bahnprojekte, die ein schlechteres Kosten-Nutzen-Verhältnis als Tram- 
oder Metroprojekte aufweisen, nicht in die Bahnausbauschritte aufgenommen werden 

2.5. Intensivierung Verbundaufgabe 

2.5.1. Stossrichtung 

Der Bund beteiligt sich nicht nur bei der Finanzierung von Agglomerationsprojekten, 
sondern auch bei der Steuerung. Die übergeordnete Planung & verkehrsübergreifende 
Koordination erfolgt in einem gemeinsamen Gremium von Bund und Kantonen (+ ggf. 
Gemeinden) ähnlich wie die kantonsübergreifenden Planungsregionen beim BIF. Die 
beteiligten Staatsebenen entscheiden aber weiterhin selbstständig, welche Projekte sie 
realisieren möchten. Der Bund verfügt bei der Projektplanung nach wie vor nur über 
eine Mitfinanzierungs- und nicht über Entscheidkompetenzen. 

2.5.2. Rechtsetzungsbedarf 

Verankerung der übergeoordneten Planung und Koordination in der MinVV und PAVV. 

2.5.3. Finanzielle Auswirkungen 

Eine bessere Koordination könnte zu Synergien führen und gewisse Ressourcen ein-
sparen. Die Variante hat keine Auswirkungen auf die neutrale Globalbilanz des Projekts 
Entflechtung 27. 
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2.5.4. Bewertung 

Da diese Variante keine eigentliche Entflechtung, sondern eine Anpassung der Funkti-
onsweise bestehender Verflechtungen darstellt, erachtet die Arbeitsgruppe die Verände-
rungen gegenüber dem Status Quo bei den Bewertungskriterien als relativ gering. Inwie-
fern die Effizienz und Effektivität der Aufgabenerfüllung verbessert werden oder gar 
neue Ineffizienzen resultieren, hängt von der genauen Ausgestaltung ab und müsste 
weiter vertieft werden. 

Aus Sicht der Arbeitsgruppe stellt die Entflechtung 27 nicht den geeigneten Rahmen für 
eine solche Anpassung dar. Bei Bedarf könnte diese Variante im Rahmen von sektora-
len Arbeiten diskutiert und ggf. rascher umgesetzt werden. 

3. Würdigung und Empfehlungen 

Aus sektoraler Sicht funktioniert die Aufgabenteilung im Agglomerationsverkehr gut. 
Dank dem PAV konnten wichtige Verkehrsinfrastrukturen realisiert werden, die Zusam-
menarbeit zwischen den Kantonen, den Gemeinden und dem grenznahen Ausland 
wurde gestärkt und die verkehrliche Gesamtkonzeptionen sowie die Abstimmung zwi-
schen Verkehrs- und Siedlungsentwicklung hat deutlich an Gewicht gewonnen. Das 
PAV wird kontinuierlich weiterentwickelt und den Bedürfnissen angepasst. Die Kantons-
vertreter sowie Sektoralvertreter des Bundes sprechen sich deshalb für die Beibehal-
tung des Status Quos aus. Ein Rückzug des Bundes aus dem Agglomerationsverkehr 
würde den verkehrs- und raumordnungspolitischen Entwicklungen entgegenstehen und 
sich negativ auf die Wirksamkeit auswirken. Da es sich bei den Agglomerationen um 
funktionale Räume handelt, die sich teilweise über die Kantonsgrenzen und Landes-
grenzen erstrecken, ist eine Bundesbeteiligung aus Sicht der Sektoralvertreter von Bund 
und Kantonen und der finanzpolitischen Vertreter der Kantone auch aus Subsidiaritäts-
gründen gerechtfertigt. 

Aus einer Entflechtungsperspektive sehen die finanzpolitischen Vertreter des Bundes 
hingegen Potenzial für eine vertiefte Prüfung der Variante «Dezentralisierung» und emp-
fehlen diese Variante in der zweiten Phase des Projekts weiterzuverfolgen. Dem Bund 
wurde mit der NFA-Reform zwar eine Förderungskompetenz für die Verkehrsinfrastruk-
turen eingeräumt, die Verantwortung für die Planung und den Ausbau des Agglomerati-
onsverkehrs auf kantonalen und kommunalen Infrastrukturen obliegt aber den Kantonen 
und Gemeinden. Die Variante würde die Möglichkeit bieten, finanzielle Abhängigkeiten 
zwischen Bund und Kantonen zu reduzieren. Dabei sollte geprüft werden, ob der Bund 
auch ohne Finanzierungsverflechtung, im Auftrag der Kantone, Aufgaben im Bereich der 
Koordination und Wissensvermittlung wahrnehmen soll. 

Die Arbeitsgruppe empfiehlt die ebenfalls geprüften Varianten «Teilentflechtung mit Fo-
kus auf Grossprojekte», «Einführung von Programmvereinbarungen für kleinere Mass-
nahmen», «Differenzierte Beitragssätze nach Verkehrsträger» und «Intensivierung der 
Verbundaufgabe» im Rahmen der Entflechtung 27 nicht weiterzuverfolgen.  

 


